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Der gefertigte Österreichische Rechtsanwaltskammertag 

erstattet hiemit zur 400Novelle zum ASVG, 9oNovelle zum GSVG, 

80Novelle zum BSVG, 40Novelle zum FSVG und 14 0Novelle zum 

B-KUVG nachstehende 

S tel 1 u n g nah m e 

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag muß mit Bedauern 

feststellen, daß die Versprechungen der Bundesregierung, es 

werde im Jahre 1984 zu einer Reform der österreichischen Sozi­

alversicherung kommen, nicht eingehalten wurdeno Die gegen­

ständlichen Novellen stellen ebenso wie ihre Vorgänger ledig­

lich ein Flickwerk an offensichtlich unzureichenden, nicht zu 

vollziehenden und nicht zu finanzierenden Gesetzen daro Von 

einer Sanierung der österreichischen Sozialversicherung und 

von ihrer finanziellen Sicherung kann durch die nunmehrigen 

Novellen in keiner Weise die Rede seino Die erläuternden 

finanziellen Bemerkungen stellen Vermutungen dar, von denen heute 

niemand sagen kann, ob sie den Tatsachen entsprechen und ob die 
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diversen Änderungen auf dem Gebiete der Pensionsberechnung und 

in den anderen Bereichen eine Erleichterung der Situation der 

österreichischen Sozialversicherung darstellen werden. Keines­

falls ist aber durch diese Novellen die Möglichkeit oder gar 

Chance gegeben, daß die Stümperhaftigkeit mit der ein Gesetz, 

das noch keine 30 Jahre in Gültigkeit steht, 40 x novelliert 

werden muß, auch nur den Schimmer der Hoffnung ihrer Beseiti­

gung darstellt. 

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag weist in seinen 

Stellungnahmen seit mehr als einem Jahrzehnt daraufhin, daß 

das vorliegende System nicht finanzierbar, uneffizient und 

überflüssigerweise kompliziert ist, ohne daß gerade durch die 

vorliegenden Novellen auch nur der Versuch gemacht wird, einen 

dieser Faktoren zu beseitigen. Es ist sehr einfach, wenn der 

Staat und auch die Sozialversicherungsinstitute sind der Staat, 

infolge seiner falschen Finanzpolitik mit seinen Mitteln nicht 

zurecht kommt, Steuer- oder Beitragserhöhungen vorzuschreiben. 

Ob allerdings diese Beitragserhöhungen auch wirklich mehr Geld 

erbringen und ob die Fortsetzung der Unvollziehbarkeit dieses 

Gesetzes und die damit verbundene Verschwendung ein Ende nehmen 

wird, davon ist in diesen Novellen nicht nur nich~ zu finden 

und es besteht bereits die Gefahr, daß diese Novellen sich ge­

radezu als Bumerang erweisen. In diesem Zusammenhang sei nur 

auf den Umstand hingewiesen 1 das der Österreichische Rechtsan­

waltskammertag ebenfalls seit Jahren immer wieder betont, eine 

Unterscheidung zwischen Beiträgen~ also Mitteln der Sozialver­

sicherung und Steuern, also Mitteln des Bundes gar nicht geben 

dürfte. Mit Ausnahme von ein paar tausend Menschen sind sämt­

liche Österreicher in irgendeiner Form sozialversichert und das 

Geld, da~ der Sozialversicherung zufließt kommt ebenso aus der 

gleichen Tasche dieser Österreicher, wie das Geld, das der 

Staat als Steuern einnimmt. Wenn nun durch die Neuregelung die 

Pensionen derer gekürzt werden sollen, die über nur wenige Bei­

tragsjahre verfügen, dann bedeutet das, daß die Zahl der Pen­

sionisten, deren Pension aufgrund der verwirrenden Mathematik 
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der Sozialversicherungsgesetze ermittelt wird, zwischen S 1 05000-­

und S 200000-- im Monat liegt, wovon diese Leute nicht leben 

können und deshalb der Bund als Ausgleichszulage ein wesentliches 

mehr bezahlen wird müssen, als er jetzt tuto Offensichtlich eine 

Sparsamkeit am falschen Platzo 

Zu den einzelnen Bestimmungen der 40 0Novelle des ASVG sowie der 

9oNovelle zum GSVG, der 8 0 Noveile zum BSVG wird in den Abschnitten 

Bund C Stellung genommeno 

B) Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen: 

Zur Änderung der Ruhensbestimmungen (ArtoI Z 0 21 - §§ 90, 94 

Abso5 ASVG) 

Schon in der Vergangenheit hat der Gesetzgeber nicht nur durch 

Schaffung des § 90 ASVG, sondern auch verschiedentlich in Re­

gierungsvorlagen zu ASVG-Novellen, den Grundsatz zum Ausdruck 

gebracht, daß Doppelleistungen, die letztlich das gleiche Risi­

ko abgelten, tunliehst vermieden werden sollten o 

Dieser Grundsatz - an dessen Berechtigung nicht gezweifelt werden 

soll - ist im derzeitigen Recht in einer durchaus verfehlten Art 

und Weise verwirklicht, wobei die derzeitige Regelung teils als 

zu weitgehend, teils als zu eng anzusehen isto Der Vorschlag im 

nunmehrigen Entwurf bereinigt einen Teil der Ungereimtheiten, 

wirft allerdings neue auf, weshalb im folgenden auf die Probleme 

des geltenden Rechts eingegangen werden und ein Vorschlag unter­

breitet werden soll, der den Absichten des Gesetzgebers voll 

Rechnung t~ägt; aber besser geeignet ist, schwerste Ungerechtig­

keiten zu vermeideno 

Geltende Fassung des § 90 

ao Die derzeitige Regelung scheint in zweierlei Hinsicht verfehlt: 

Zum einen ist es absolut nicht einsichtig, weshalb der Grund­

satz, daß Doppelleistungen nicht gewährt werden sollen, unter­

schiedlich verwirklicht wird, je nach der Situation die am 

Beginn des Pensionsanspruchs vorliegto Auszugehen ist zunächst 

davon, daß aufgrund der strengen Leistungsvoraussetzungen bei 

Alterspensionen (Ausscheiden aus der Pflichtversicherung in 

sämtlichen Sozialversicherungszweigen am Stichtag) der Fall des 
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Zusammentreffens einer beginnenden Pensionsleistung aus eigener 

Pensionsversicherung mit einem Entgeltanspruch (oder Kranken­

geldzuspruch) praktisch nur bei Pensionen aus den Versicherungs­

fällen der geminderten Arbeibfahigkeit vorkommto Aus diesem Grund 

führt die geltende Regelung dazu, daß etwa ein Angsteliter, der 

seinen Pensionsantrag auf Berufsunfähgikeitspension noch während 

der Dauer seines Entgeltanspruches stellt und die Pension nachher 

ab Antragstellung bekommt, nicht nur neben der Pension die Ent­

geltfortzahlung voll ausschöpfen kann, sondern im Anschluß an 

die Entgeltfortzahlung aufgrund der bisherigen Regelung des 

§ 94 Abs o 5 ASVG das volle Krankengeld uoU o in der gesetzlichen 

Höchstdauer von eineinhalb Jahren in Anspruch nimmt und zusätz­

lich den Steigerungsbetrag aus der Pensionsleistung erhälto Jener 

Angestellte, der den Pensionsantrag erst stellt, nachdem bereits 

ein Krankengeldanspruch besteht, verliert die Pension bis zur 

Höhe des Krankengeldeso 

Im besonderen trifft die derzeitige Regelung aber Arbeiter, da 

deren Entgeltfortzahlung nach dem EFZG als Sozialversicherungs­

regelung angesehen und damit dem Zusammentreffen von Pension und 

Krankengeld gleichgehalten wirdo Die Differenzierung zwischen dem 

"informierten" und dem " un informierten" Angestellten einerseits 

und Angestellten und Arbeitern andererseits, die zu erheblichen 

Einkommenszuwächsen des begünstigten Personenkreises zu Lasten 

der Versicherungsgemeinschaft führen, scheint nicht nur wenig 

Gründe für sich zu haben, sondern auch mit dem Sachlichkeits­

gebot in Widerspruch zu steheno Unter Beachtung des zutreffenden 

Grundsatzes der Vermeidung von ungerechtfertigten Doppelleistungen 

kann es sachlich w-:Jhl nicht darauf ankommen, welcher Zustand im 

Zeitpunkt des Leistungsbeginns vorgefunden wird, sondern die 

Rechtsfolge des Ruhens einer der beiden Leistungen sollte Ein­

treten, wann immer diese Leistungen zusammentreffeno 

bo)Ein weiterer Punkt der derzeit Kritik verdient, ist die Gleich­

stellung des Krankengeldbezuges mit dem Ruhen des Krankengeldes 

wegen Anstaltsaufenthalt (§ 143 Abs o1) Zifo 2 ASVG) bzwo wegen 

Verwirkung oder Versagungo Wenn etwa eine vorzeitige Alterspension 
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(die wegen Erwerbstätigkeit zur Gänze ruht) nach Beendigung der 

Erwerbstätigkeit wieder auflebt, und das möglicherweise in diesem 

Zeitpunkt gerade gebührende Krankengeld versagt wurde oder ver­

wirkt ist, dann ist absolut nicht einzusehen, aus welchem Grund 

die Alterspension von der Versagung bzwo Verwirkung des Kran­

kengeldes betroffen sein sollo Beim Zusammentreffen mit einer 

Pension aus dem Versicherungsfall der geminderten Erwerbsfähigkeit 

hingegen bedarf es dieser Einschränkung dann nicht, wenn sich der 

Versagungs- oder Verwirkungsgrund auch auf die Pensionsleistung 

erstreckto In diesen Fällen kann die Versagung oder Verwirkung 

aufgrund des geltenden Rechts ohnehin hinsichtlich der Pensions­

leistung ausgesprochen werden und der gewünschte Effekt erzielt 

werdeno Hat hingegen der Pensionsanspruch mit dem Versagungs-

oder Verwirkungsgrund nichts zu tun, dann scheint es nicht sach­

lich zu sein, ihn vom Untergang des Krankengeldanspruches als 

mitbetroffen anzuseheno 

2) Zum Text der Regierungsvorlage 

Der Novellentext beseitigt die unsachliche Differenzierung des 

geltenden Rechts, soweit darin auf den Zeitpunkt des Anfalls 

der Pension abgestellt wirdu Aus der Aufhebung des § 94 AbSo5 

ASVG ergeben sich hingegen weitere Probleme: 

Wenn zoB o ein Pensionist mit einer kleinen Pension erwerbstätig 

ist und während seiner Erwerbstätigkeit erkrankt, dadurch einen 

Krankengeldanspruch erwirbt, aber in ein Krankenhaus eingeliefert 

wird, so ruht in diesen Fällen das Krankengeld nach § 143 Abs 0 1 

Zifo2 ASVGo Der Automatismus des § 90 in der vorgeschlagenen 

Fassung führt nun dazu, daß eine bisher vom Ruhen wegen Unter­

schreitung der Ruhensgrenzen nicht betroffene Pension nunmehr nach 

§ 90 ASVG ruht, sodaß im Ergebnis dieser Pensionist weder sein 

Erwerbseinkommen, noch das Krankengeld, noch die Pension bekommto 

Ruhte hingegen die Pension nach § 94 kommt es ab dem Zeitpunkt 

des Krankenhausaufenthaltes dann zu weitreichenderen Pensionskür­

zungen, wenn das Krankengeld den ruhensfähigen Pensionsteil über­

steigto Die Auswirkungen sind in diesen Fällen nicht ganz so 

ruinös wie im zuerst erwähnten Beispiel, aber gleichwohl ebenso­

wenig zu rechtfertigeno 
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3) Vorschlag für eine Überarbeitung des Entwurfes 

a) § 90 ist aus den dargelegten Gründen derzeit nur auf Versiche­

rungsfälle der geminderten Arbeitsfähigkeit anzuwenden, da bei 

Alterspensionen der Versicherte am Stichtag aus dem Beschäfti­

gungsverhältnis ausgeschieden sein mußo Gerade die erwähnten 

Versicherungsfälle lassenesaber als zweifelhaft erscheinen, ob 

auf sie auch die Anwendung des § 94 ASVG (angesichts der Finanz­

lage der Sozialversicherung) weiter gerechtfertigt werden kann: 

Im Ergebnis bedeutet dies nämlich, daß Invaliditäts- bzwo Be­

rufsunfähigkeitspensionisten (meist der höheren Einkommens­

schichten) trotz Gewährung des Pensionsanspruches häufig in 

ihrer bisherigen Tätigkeit jahrelang weiterarbeiten, zum Gehalt 

den Steigerungsbetrag der Pension gleichsam als "Prämie für die 

Weiterbeschäftigung" dazu bekommen, obgleich der Rentenanspruch 

in der Regel auf dem Gedanken beruht, daß eine Weiterarbeit des 

Pensionisten auf Kosten der Gesundheit gehto Es bedarf keines 

weiteren Nachweises, daß man in solchen Fällen häufig wird da­

von ausgehen können, daß die Weiterarbeit und die dadurch er­

folgende Gesundheitsbeeinträchtigung zu erhöhten Folgekosten 

für die Krankenversicherung führeno Andererseits kann für die 

Versicherungsfälle der geminderten Erwerbsfähigkeit nicht ge­

fordert werden, daß der Betreffende am Stichtag aus der Beschäf­

tigung ausscheidet, da er im Zeitpunkt der Antragstellung noch 

nicht weiß, ob er überhaupt als invalid bzwo berufsfähig aner­

kannt wird und daher das Dienstverhältnis aus Vorsichtsgründen 

aufrecht erhalten mußo Der Absicht der Vermeidung überflüssiger 

Leistungen auf der einen Seite und der Interessenslage der Pen­

sionisten auf der anderen Seite, würde eine Änderung des § 90 

ASVG dahin entsprechen, daß sein Geltungsbereich auf Versiche­

rungsfälle der geminderten Arbeitsfähigkeit eingeschränkt wirdo 

Eine Pensionsleistung aus dem Versicherungsfall der geminderten 

Arbeitsfähigkeit, die mit einem Einkommen aus einer Erwerbs­

tätigkeit im Sinne des § 94 ASVG zusammentrifft, sollte grund­

sätzlich für die Dauer der E~werbstätigkeit (oder eines Kranken­

geldanspruches) zur Gänze ruheno . 
Damit wäre das Interesse des Pensionisten an einer bescheid­

mässigen Feststellung von Invalidität und Pensionshöhe berück-
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sichtigt, andererseits aber würden die Auswirkungen der der­

zeitigen Rechtslage, verbunden mit sozialpolitisch nicht er­

forderlichen Ausgaben der Sozialversicherung vermieden werden. 

Der weiterarbeitende Invaliditätspensionist ist daher nicht 

schlechter gestellt, als wenn er keinen Pensionsanspruch hätte? 

andererseits aber auch nicht besser gestellt, obgleich er auf 

Kosten seiner Gesundheit weiterarbeitet. Es könnte daher ein 

Abstellen auf den Anfallstag unterbleiben und der Grundsatz 

verwirklicht werden, daß eine Invaliditätspension ruht, ~ 

immer sie mit Erwerbseinkommen oder Krankengeld zusammentrifft. 

Die dadurch bewirkte Gleichstellung mit der vorzeitigen Alters­

pension hat auch die erfreuliche Nebenwirkung, daß eine Unge­

reimtheit der derzeitigen Rechtslage beseitigt würde. Wenn der­

art strenge Ruhensbestimmungen bei vorzeitigen Alterspensionen 

gelten, dann ist umso weniger einzusehen, daß sie bei Pensionen 

aus dem Versicherungsfall dogeminderten Arbeitsfähigkeit nicht 

gelten. sollen. 

b) Eine Überarbeitung des § 90 ASVG in der vorgeschlagenen Form 

würde es auch gestatten, die Bestimmung des § 94 Abso5 ASVG 

dem Grunde nach aufrecht zu erhalten. Es sollte nur umgekehrt 

festgelegt werden, daß in den Fällen des § 94 Abs.5 ASVG nicht 

die Pension, sondern das Krankengeld bis zur Höhe der Pension 

ruhto Damit wird sowohl die Doppelleistung, als auch jeglicher 

Härtefall vermieden. Der Pensionist hat dann die Möglichkeit~ 

nach Entstehen des (ruhenden) Krankengeldanspruches die Auf­

hebung des Ruhens seiner Alterspension zu beantragen. Für die 

Dauer jenes Zeitraumes, in dem er somit weder ein Erwerbs­

einkommen bekommt, noch Krankengeld, wäre die ihm gesetzlich 

zustehende Pension gesichert. Andererseits würde er den Spitz­

betrag erhalten, sollte der Krankengeldanspruch höher als der 

Pensionsanspruch sein. Diese Konsequenz käme vor allem Klein­

pensionisten zugute, die - ohne eine Ausgleichszulage zu bean­

spruchen - einen Arbeitsverdienst (im Anschluß daran einen 

Krankengeldanspruch) haben, der die Pension übersteigt. Die 

Gleichstellung des Krankengeldanspruches mit dessen Verwirkung 
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Versagung oder dessen Ruhen wegen Krankenhausaufenthalt, wUrde 

sich dann erUbrigen, da in solchen Fällen (Alterspensionsfälle 

nach Erreichung des 60. bzs. 65oLebensjahres) die Rechtsgrund­

lage des Pensionsanspruches immer vollkommen unabhängig von 

jener des Krankengeldanspruches sein mußo Liegt eine Versagung 

oder ein Ruhen des Krankengeldes vor, soll die vom Ruhens- oder 

Versagungsgrund vollkommen unabhängige Pensionsleistung weiter 

bestehen. Jener Pensionist? dessen Krankengeldanspruch wegen 

Krankenhausaufenthalt ruht, wäre nicht schlechter gestellt, als 

wenn er Uberhaupt keinen Krankengeldanspruch (in Ermangelung eines 

Beschäftigungsverhältnisses) hätte. 

Zu ArtelI. Zifo4 (§ 231 ASVG) 

1. Die vorgeschlagene Neuregelung des § 231 ASVG ist zu begrUßen, 

da sie die BerUcksichtigung von Teilmonaten als Versicherungs­

monate weitgehend reduziert. Dies wird sich insbesondere im Zu­

sammenhang mit der Errechnung der fUr den Bemessungszeitraum mass­

gebenden Beitragsgrundlage positiv auswirken, da nach der Mechanik 

der derzeit geltenden Rechtslage, Kalendermonate mit nur halb­

monatiger Beschäftigung zwar einerseits zum Versicherungsmonat 

werden, andererseits durch die nunmehr fUr den ganzen Monat gel­

tende (und daher niedrige) Beitragsgrundlage ungUnstige Auswir­

kungen auf die Bemessungsgrundlage haben. 

2. Die vorgeschlagene Neuregelung bedeutet allerdings, daß sämtliche 

bisher von den Versicherungsträgern durchgefUhrten Verfahren zur 

Feststellung von Versicherungszeiten gemäß § 247 ASVG bzwo zur 

rUckwirkenden Erfassung von Vf.':rsicherungszei ten ("REV" ) obsolet 

werden. Wenn unter großem Zeit- und Sachaufwand in dem BemUhen, 

die Dauer kUnftiger Pensionsverfahren zu verkUrzen, Versicherungs­

monate festgestellt worden sind <sei es mit REV-Mitteilung oder 

mit Bescheid) dann sollte nicht eine Regelung getroffen werden, 

welche die ergangenen Mitteilungen oder Bescheide zu Makulatur 

werden lassen und eine vollkommen neue Feststellung sämtlicher 

Versicherungszeiten erforderlich macht. 

Es sollte daher im Rahmen einer Übergangsbestimmung festgelegt 

werden, daß die Neuregelung des § 231 ASVG nur fUr Versiche-
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rungsmonate gilt, die nach dem 31 0 12 0 '1984 liegen. Dadurch würde 

bewirkt, daß eHe bisher ergangenen Feststellungsbescheide bzwo 

Mitteilungen bei kUnf 4:igen Pensionsberechnungen voll Verwendung 

finden könneno 

Eine Ausnahme wäre nur hinsicht:ich jene~ Kalenderjahre zu machen, 

die in den Bemessungszeitraum fallen. Hier sollte die Neuregelung 

des § 231 ASVG voll greifen. Durch die vorgeschlagene Übergangs­

bestimmung wird auch eine weitere Auswirkung der vorgeschlagenen 

Novellenregelung verhindert, die unU o unerwünscht sein könnte: 

Es ist anzunehmen, daß im Zeitpunkt des Inkrafttretens der 40. 

ASVG-Novelle Anwartschaf{:en auf Alterspensionen nach den bis­

herigen Vorschriften gegeben sein werden, die u.U. nach einer 

Neudurchrechnung der Versicherungsmonate nach § 231 ASVG ver­

loren gehen könnten, zumal die Neuregelung die Tendenz hat, die 

fUr BeschäftigungszeH:en zu gewährende Anzahl von Versicherungs­

monaten zu reduzieren (ungeachtet der positiven Auswirkung auf 

die Bemessungsgrundlage). Die vorgeschlagene Übergangsregelung 

kann daher auch Eingriffe in bestehende Anwartschaften aus­

schliessen. 

Zu Art. II, ~iL...J3_.Li.tn a. ,l?~un~'-~ 23'lAbs<LZif.6 und 7 

u nd AJ~,s .LASVG t 
1. Einleitend eine technische Anmerkung: 1m § 234 Abso2 ASVG sollte 

die Verweisung nich~ auf Abso1 Zif. 6 bezogen werden, sondern 

richtiger Weise auch auf § 227 Zif. 5 ASVG, zumal Zeiten des Geld­

leistungsbezuges aus der Arbeits~.osem,ersicherung ~~e..!!! 

31.12 01970 nicht neutrale, sondern Ersatzzeiten sind. 

Durch die vorgeschlagene Verweisung bloß auf Abs. 1 Zifo 6 des 

§ 234 ASVG könnte die Frage entstehen, ob sich der gesamte Rege­

l ungsbereich bloß auf Zeiten .'!..oL dem 1. 'J. 0 '1971 bezieht, was offen­
bar nicht beabsichtigt ist und auch aus den Erläuterungen nicht 

hervorgeht. 

20 Insgesamt aber muß dil': ':orgeschlagene Einschränkung der Neutrali­

sierung von Zeiten der Arbeitslosigkeit, während der ein Anspruch 

auf eine Geldleistung aus der Arbeitslosenversicherung nicht 

bestanden hat, aus sozialpoli~ischen Erwägungen abgelehnt werden 
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und zwar aus nachstehenden Gründen: 

a) Im Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz besteht ein komplexer 

Zusammenhang zwischen Tatbeständen der Arbeitslosenversicherung 

und solchen d.Pensionsversicherung. 

Insbesondere die Bestimmung des § 253 a ASVG über die vorzeitige 

Alterspension bei Arbeitslosigkeit setzt voraus, daß der Be­

treffende während der letzten 15 Monate vor dem Stichtag minde­

stens 52 Wochen eine Geldleistung wegen Arbeitslosigkeit aus der 

Arbeitslosenversicherung bezogen hat. Diesen Geldleistungen sind 

Krankengeldbezüge nach § 227 Zif. 6, Bezüge einer Berufsunfähig­

keitspension (neutrale Zeit gemäß § 234 Abs.1 Zif.2 ASVG) sowie 

Zeiten, für die eine Abfertigung gewährt wird, gleichgestellt. 

Bezogen auf die Arbeitslosenversicherung bedeutet diese Regelung, 

daß ein Arbeitsloser mit seinem Anspruch auf Arbeitslosengeld 

niemals zu einer vorzeitigen Alterspension wegen Arbeitslosigkeit 

gelangen kann, da dieser Anspruch auf höchstens 30 Wochen be­

grenzt ist (§ 18 Abso2 lt.b ASVG). 

b) Der sich daran anschliessende Anspruch auf Notstandshilfe (der 

ebenfalls die Voraussetzung des § 253 a Abso 1 ASVG herstellen 

könnte) ist keine Versicherungsleistung im eigentlichen Sinne, 

sondern eine Fürsorgeleistung. Nur derjenige Arbeitslose, der 

weder selbst über die erforderlichen Mittel verfügt, seinen 

Lebensunterhalt zu bestreiten, noch sein Ehegatte, hat Anspruch 

auf Notstandshilfeo Die Regelung des Arbeitslosenversicherungsge­

setzes wird noch durch eine geschlechtsspezifische Differenzie­

rung verschärft, wonach Frauen Notstandshilfe dann jedenfalls 

nicht bekommen, wenn der Ehegatte erwerbstätig ist (gleichgültig 

wieviel er verdient, § 36 Abso3 B litoc AIVG) -

c) So begrüssenswert die Einrichtung der Notstandshilfe als FUrsorge­

leistung ist, so misslich sind die Folgen, die daraus entstehen, 

wenn ein FUrsorgefall nicht vorliegt: Während der "Sozialfall,11 

der Notstandshilfe bezieht, damit gleichzeitig Ersatzzeiten in 

der Pensionsversicherung erwirbt (und damit seine Pensionsleistung 

erhÖht), erhält der nicht bedUrftige Arbeitslose nicht nur keine 

Notstandshilfe, sondern ~urch auch keine Ersatzzeiten in der 
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Pensionsversicherung und läuft Gefahr, wenn er längere Zeit hin­

durch arbeitslos ist, die Deckung fUr die Anwartschaft ZU ver­

lieren (dies gilt auch fUr die in Aussicht genommenen Rahmen­

fristen) 0 

d) Ein gewisser Ausgleich wird nun dadurch geschaffen, daß die Zeit, 

während derer jemand arbeitslos gemeldet ist, aber keine Geld­

leistungen aus der Arbeitslosenversicherung mehr bezieht (weil der 

Anspruch erschBpft ist und Notstandshilfe nicht geblihrt) zwar nicht 

pen~ionserhBhend, aber durch die Neutralisierung im § 234 ASVG 

zumindestens anwartschaftswahrend wirkt. 

3) In Zeiten verstärkter Arbeitslosigkeit, wie sie in der Bster­

reichischen Volkswirtschaft in den letzten Jahren leider zu be­

obachten ist, kommt es zu einer zunehmenden Ausschaltung vor 

allem älterer und kranker Arbeitskräfte aus dem Arbeitsleben. 

Wenn die Erkrankung nicht soweit reicht, daß eine Pension aus 

einem Versicherungsfall der geminderter Erwerbsfähigkeit gebUhrt, 

ist dieser Personenkreis auf Geldleistungen aus der Arbeitslosen­

versicherung bzwo zumindest auf die Neutralisierung der Zeiten 

der Arbeitslosigkeit geradezu angewiesen 0 

4) Entgegen der Auffassung, die aus den erläuternden Bemerkungen 

des Ministerialentwurfs hervorzugehen scheint, kann Uberhaupt 

keine Rede davon sein, daß es sich hier um einen Kreis handelt, 

der gar nicht arbeitswillig isto Es ist vielmehr tägliche Praxis, 

daß die Arbeitsämter Arbeitslose, deren Arbeitslosengeldanspruch 

erschBpft 1st und die auch keinen Anspruch auf Notstandshilfe 

haben, einfach wegschicken, weil sie sich ausserstande sehen, diesen 

Leuten (vor allem wenn sie nicht mehr ganz gesund sind) Arbeits­

plätze zu vermitteln. Es ist einfach unrichtig zu behaupten, daß 

die Arbeitslosen die "anspruchsbegrUndende Rechtswirkung der Evi­

denzhaltung ihrer Vermittlungsvormerkung vorteilhaftooooonutzen, 

ohne daß je eine tatsächliche Bereitschaft zu einer Arbeitsauf­

nahme vorgelegen waro" Diese Pauschal verdächtigung stellt letzt­

lich eine Diffamierung der Arbeitslosen dar, die gerade angesichts 

der Wirtschaftslage der letzten Jahre und als BegrUndung fUr einen 

Gesetzentwurf des Sozialministeriums befremden mußo 
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5) Es mag schon sein? daß die Evidenzhaltung jener Arbeitsloser, die 

"ausgesteuert" sind? eine zusätzliche Verwaltungsarbeit der Arbeits­

ämter mit sich bringto Es darf aber angenommen werden, daß die zu­

sätzliche Belastung der Arbeitsämter durch die Evidenzhaltung aus­

gesteuerter Arbeitsloser für die Bundesverwaltung wohl eher zu 

verkraften ist, als die mit der vorgeschlagenen Neuregelung vor~ 

aussichtlich bewirkten Anspruchsverluste hinsichtlich der Anwart­

schaft tausender Arbeitslosern Solange der Umstand, daß ein medi­

zinisch noch arbeitsfähiger Versicherter auf Grund seines Alters 

und der Arbeitsmarktlage keine Chance hat, einen Arbeitsplatz zu 

finden? bei den Versicherungsfällen der geminderten Arbeitsfähig~ 

keit unberücksichtigt bleibt, müssen zumindest die anwartschafts­

erhaltenden Elemente aus dem Arbeitslosenversicherungsrecht er­

halten werdeno Es darf dabei auch nicht übersehen werden, daß die 

österreichische Arbeitslosenversicherung keine qenerelle Vorsorge 

für die Arbeitslosigkeit bietet, sondern nur eine kurzfristige, 

maximal durch 30 Wochen dauernde Übergangslösung sein kanno Länger 

dauernde Arbeitslosigkeiten als 30 Wochen sind vom Risikobereich 

der Sozialversicherung nicht mehr umfaßt, sondern - siehe Notstands­

hilfe - bereits in den Bereich der Fürsorge verdrängto Die zum 

Teil tragischen Fälle jener A~eitslosen, die in Pensionsverfahren 

von den berufskundlichen Sachverständigen sich auf Berufe verweisen 

lassen müssen, in denen nicht einmal ein gesunder Versicherter 

einen Arbeitsplatz bekommt, sind das tägliche Brot der Schiedsge­

richte der Sozialversicherungo Der Kreis jener, bei denen das 

Pensionsalter noch mehrere Jahre in der Zukunft liegt und die -

weil sie keine Notstandshilfe bekommen können - auch die Anwart­

schaft für die vorzeitige Alterspension vlegen Arbeitslosigkeit nie 

erfüllen können und deshalb Gefahr laufen, auch die Anwartschaft 

für die Alterspension zu verlieren (würde nicht die Arbeitslosen­

meldung die Anwartschaft erhalten) sind zahlreicho Auf dem Rücken 

dieses Personenkreises den Personalaufwand der Arbeitsämter zu redu­

zieren, scheint nicht zielführend zu seino 

Hingegen wäre eine Gleichstellung der Bezieher der Notstandsbeihilfp 

mit jenen Arbeitslosen, die etwa aus Gründen des Einkommens des 

Ehegatten keine Notstandshilfe heziehen, vertretbaro Die Über-
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nahme von Zeiten des Notstandshilfebezuges aus dem Ersatzzeiten­

katalog in den Katalog der neutralen Zeiten scheint der sach­

gerechtere Weg zu sein, als der vom Entwurf vorgeschlagene. 

Zu Art. II Zif.7 (§ 235 ASVQ) 

Die freiwilligen Elemente der Pensionsversicherung wurden in 

letzter Zeit zunehmend "spekulationsverdächtig"o Bei Anwendung 

geltender Rechtsvorschriften sollte zwar nicht von "Spekulation" 

(dieses Wort impliziert gewissermassen auch die Rechtswidrigkeit) 

gesprochen werden? es ist aber nicht zu bestreiten, daß die gel­

tende Rechtslage es zum Teil ermöglicht, mit unverhältnismäßig 

niedrigen Aufwendungen unverhältnismässig hohe Rentenleistungen 

zu erzielen, welcher Umstand weniger auf Spekulation, sondern auf 

die Unausgewogenheit der Rechtslage zurückzuführen ist. 

1) Im § 235 Abs.2 ASVG in der Fassung des Entwurfes ist vorgesehen, 

daß Beitragsmonate der freiwilligen Versicherung die vor Voll­

endung des 46. Lebensjahres (bei weiblichen) bzw. des 51.Lebens-

jahres(bei männlichen)Versicherten entrichtet werden, auf die 

Wartezeit nur zur Hälfte zählen. 

a) Auf Seite 23 f der Erläuterungen ist die Absicht, die mit dieser 

Bestimmung verfolgt wird, nicht näher erklärt, es darf jedoch ver-­

mutet werden, daß damit die spekulative Ausnützung der freiwilligen 

Weiterversicherung zurückgedrängt werden soll. 

b) Um diese Absicht zu verwirklichen, scheint jedoch die Fassung des 

Entwurfes wenig geeigneto Angesichts der vorgenommenen Erhöhung 

der freiwilligen Beiträge zur Pensionsversicherung auf 20% der 

Beitragsgrundlage ist die Rentabilität der freiwilligen Weiter­

versicherung künftig fraglicher denn jeo Wenn sich freiwillige 

Beiträge, die vor dem 51 0 Lebensjahr entrichtet werden, auf die 

Wartezeit künftig nur zur Hälfte auswirken, dann ist anzunehmen, 

daß die freiwillige Weiterversicherung für Versicherte, die 

jünger sind als 46 bzs. 51 Jahre damit "gestorben" ist. Konnte 

doch schon bisher ein freiwillig Weiterversicherter vorzeitige 

Alterspension nicht in Anspruch nehmen; für die"normale Alters­

pension" genUgt aber auch künftig die Einzahlung von 15 Beitrags­

jahren zwischen dem 51. und dem 650Lebensjahr (bzw. dem 46. und 

600 Lebensjahr) 0 
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c) Ein so wichtiges Rechtsinstitut wie die freiwillige Weiterver­

sicherung sollte aber nicht auf eine solche Art spekulations­

sicher gemacht werden 5 die das Rechtsinstitut als solches über­

haupt in Frage stellt und dazu führen wird, daß wirtschaftlich 

denkende Versicherte die Einzahlung freiwilliger Beiträge in 

einem Zeitraum, wo sie nur die Hälfte wert sind, vermeiden werdenc 

2) Die derzeit mögliche Spekulation mit der freiwilligen Weitervers­

sicherung besteht vor allem darin, jahrelang auf einer niedrigen 

Beitragsgrundlage freiwillig weiterzuversichern, dann mittels 

einer Beschäftigung im Dezember eines Kalenderjahres in den für 

den Bemessungszeitraum maßgeblichen Jahren die Höchstbeitrags­

grundlage zu erreichen und so mit (vergleichsweise) geringen 

Mitteln höchstmögliche Pensionen zu erzielen. 

Sowohl die Einzahlung hoher Beiträge im Bemessungszeitraum, als 

auch die Möglichkeit, sich ein Monat lang auf der Höchstbeitrags~ 

grundlage anstellen zu lassen, sind in der Regel nicht allen 

Versicherten eröffnet, sondern nur einem kleinen Kreis. Diese 

im Ergebnis schichtenspezifische Differenzierung ist im Bereich 

des Sozialvc~sicherungsrechtes zweifellos unbefriedigend. 

3) Es sollte daher das System der freiwilligen Weiterversicherung -

bei grundsätzlicher Aufrechterhaltung der derzeitigen Rechtslage -

dadurch verbessert werden, daß die Beitragsgrundlage in der frei­

willigen Weiterversicherung nicht - wie bisher - ausschliesslich 

aus Beitragszeiten des Kalenderjahres vor dem Ausscheiden aus der 

Pflichtversicherung errechnet wird (dies ermöglicht erst, daß 

eine auch nur einmonatige Beschäftigung aus der man am 31 0120 aus-­

scheidet eine höhere Beitragsgrundlage ab 1 0 1 0 des nächsten Jahres 

bewirkt) sondern in ähnlicher Weise wie die Bemessungsgrundlage 

in der Pensionsversicherung errechnet wird, nämlich aus dem Durch~ 

schnitt der Pflichtbeitragsgrundlagen z.B o der letzten 60 Pflicht­

beitragsmonate (unabhängig davon, ob sie in den letzten 5 Kalender­

jahren ode'~ weiter zurÜCkliegen) 0 Dies würde bedeuten, daß kurz­

fristige Beschäftigungsverhältnisse praktisch keine Auswirkung 

auf die Beitragsgrundlage in der freiwilligen Weiterversicherung 

mehr hätten, wodurch die Spekulation weitgehend unmöglich gemacht 

würdeo 
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Anstelle des im Entwurf enthaltenen Vorschlages, freiwillige 

Beitragszeiten vor dem 51 0Lebensjahr in ihrer Wirksamkeit für 

die Wartezeit zu halbieren, sollte in § 17 Abso8 Zifo 2 ASVG die 

Regelung dahin verschärft werden, daß die freiwillige Weiterver­

sicherung endet, wenn die Beiträge für mehr als 3 aufeinander 

folgende Monate nicht entrichtet sindo Damit würde anstelle der 

Halbierung der Wirksamkeit freiwilliger Beiträge eine Verd~pelunq 

der Mindesterfordernisse treten, welche dem Spekulationseffekt 

entgegEnwirken würde, ohne das Rechtsinstitut der freiwilligen 

Weiterversicherung zu gefährdeno 

4) Die im Entwurf vorgeschlagene Regelung hat darüberhinaus den 

Nachteil, daß sie massiv in bestehende Anwartschaften eingreifto 

Dies betrifft nicht nur jenen Personenkreis, der seit Jahren frei~ 

willig weiterversichert ist und durch das Inkrafttreten der 400 

ASVG-Novelle plBtzlich die Anwartschaften verliert und uoU. nie 

mehr einholen kann, sondern vor allem den Personenkreis, der vom 

Einkauf aufgrund der 320 und 33.Novelle zum ASVG Gebrauch gemacht 

hat: Gemäß Art. VII Abso1 der 32oNoveiie zum ASVG sind die durch 

Einkauf erworbenen Versicherungsmonate Beitragsmonate der frei­

willigen Versicherung in der Pensionsversicherungo 

Gemäß Arto VII der 33.Novelle zum ASVG ist Art. VII o der 32oNo­

velle zum ASVG auf den nachträglichen Einkauf für Zeiten der Kinder­

erziehung entsprechend anzuwenden. 

Die nunmehr vorgeschlagene Regelung des § 235 Abs02 letzter Satz 

ASVG würde bedeuten, daß die durch Einkauf geschlossenen Ver­

sicherungslücken (und gerade dieser Aspekt des Einkaufs ist von 

den Versicherungsträgern auch im Rahmen der Werbung für den Ein­

kauf hervorgehoben worden) mit einem Schlage wieder aufgerissen 

werden, ßQwohl bei Zeiten der freiwilligen Pensionsversicherung im 

eigentlichen Sinne als auch bei den Einkaufszeiten, würde sich 

darüberhinaus die Frage stellen, wie die für die Wartezeit wirk­

samen Monate zu lagern sind (gelten die dem Stichtag zunächst 

liegenden Beitragsmonate für die Wartezeit oder jeder zweite 

Beitragsmonat, oder die dem Stichtag am weitesten entfernt lie­

genden Beitragsmonate 1), ein Gesichtspunkt, der von ganz wesent­

licher Bedeutung dafür ist, ob die solcherart halbierten Versiche­

rungszeiten in die vorgeschlagenen Rahmenfristen hineinragen oder 

nicht. 
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Es darf dabei auch nicht Ubersehen werden, daß die Regelung Uber 

den Einkauf (wie jede nachträgliche Versicherung) dogmatisch 

starke Elemente eines Vertrages enthält, mag sie auch im Gewand 

des 6ffentlichen Rechtes einhergehen. Nachträgliche gesetzgebe­

rische Eingriffe, 'Welche die "Geschäftsgrundlage:l derartiger 

Rechtsverhältnisse massiv beeinträchtigen, sind nicht nur nach 

verm6gensrechtlichen Gesichtspunkten abzulehnen, sondern auch 

geeignet, das Vertrauen des Bürgers in jene Zusicherungen zu be­

einträchtigen, die der freiwilligen Beitragsentrichtung zugrunde­

lagen. 

§ 235 Abs.2 letzter Satz in der Fassung des Entwurfs sollte daher 

zugunsten der oben Pkt. 3) vorgeschlagenen Alternativen entfallen. 

Zu Art. II Z. 8 (§ 236 ASVG) 

Zum Entfall der Halb- und Dritteldeckungsvorschriften und deren 

.,g: rsetzung durch Rahmenfri sten. 

Grundsätzlich sei zu den vorgeschlagenen Neuregelungen bemerkt, 

daß sie, entgegen dem Eindruck, der in den erläuternden Bemerkungen 

erweckt wird, keine Erleichterung, sondern eine Erschwerung der 

Erfüllung der Anwartschaft mit sich bringen werden~ 

1) Nach der derzeitigen Rechtslage sind bei einem Versicherten dann 

alle nach dem 1.1.1939 gelegenen Versicherungszeiten anrechenbar, 

wenn der gesamte Zeitraum zur Hälfte mit Versicherungsmonaten 

gedeckt ist. Bei Versicherten, die bisher nur die Wartezeit von 

180 Monaten erfüllten, mußten aufgrund der Halbdeckungsvor­

schriften diese 180 Versicherungsmonate zumindest in den letzten 

30 Kalenderjahren vor dem Stichtag liegen. 

Durch die vorgeschlagene Neuregelung ändert sich an der Rechtslage 

hinsichtlich des zuletzt erwähnten Personenkreises nichts. Hin­

sichtlich jener Personen, die eine wesentlich gr6ssere Anzahl 

von Versicherungsmonaten haben (und daher derzeit die Halbdeckung 

erfÜllen) bedeutet die künftige Rechtslage eine wesentliche Ver­

schärfung der Anwartschaft, da - im Gegensatz zu bisher - künftig 

jedenfalls ein Zeitraum von 15 Versicherungsjahren innerhalb der 

letzten 30 Kalenderjahre vorliegen muß. 

2) Die vorgeschlagene Neuregelung über die Rahmenfristen scheint auch 

den in den Erläuterungen betonten Bemühungen zuwiderzulaufen, Nach--
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tei 1e L weibl iche Versicherte ~ die auf grund von Zeiten der Kinder·· 

erziehung größere Versicherungslücken aufweisen~ zu vermeideno 

a) Nimmt man eine durchschnittliche weibliche Versicherte mit 2 

Kindern im Altersunterschied von 2 Jahren, welche mit dem 25oLe·· 

bensjahr infolge der Geburt des ersten Kindes aus dem Erwerbs­

leben ausgeschieden ist, so zeigt sich folgendes: Unter der wei­

teren Annahme, daß die betreffende weibliche Versicherte etwa 

mit dem 160Lebensjahr des jGngeren Kindes wieder in das Erwerbs­

leben zurGckkehrt~ weist sie eine VersicherungslGcke zwischen 

dem 250 und dem 430Lebensjahr auf o Sie kann daher die fGr die 

Berufsunfähigkeitspension vorgesehene Wartezeit im Zeitpunkt des 

46aLebensjahres (5 Versicherungsjahre im Rahmenzeitraum von 10 

Jahren) nicht erfülleno Dies bedeutet zunächst, daß die betreffende 

Versicherte auch bis zur Erreichung des Anfallsalters fGr die 

Alterspension die Anspruchsvoraussetzungen fGr die Invaliditäts­

pension zu keinem Zeitpunkt erfGllen wird? da die Wartezeit nach 

der Absicht des Entwurfes "mitwachsen" sollo 

b) Das Erfordernis der Rahmenfrist von 30 Jahren~ das vom 250bis 

zum 55oLebensjahr~ spätestens vom 300 bis 600Lebensjahr reicht? 

bedeutet fGr weibliche Versicherte dieses oder eines ähnlichen 

Versicherungsverlaufs, daß auch die Anspruchsberechtigung fGr die 

vorzeitige Alterspension wegen Arbeitslosigkeit ausscheidet, 

sondern - gGnstigenfalls - eine Alterspension mit dem 60oLebens­

jahr zustandekommen kann, wenn es der Betreffenden gelingt, ohn2 

längere VersicherungslGcken infolge Arbeitslosigkeit vom 430bis 

zum 600Lebensjahr beschäftigt zu bleibeno 

c) Auch die Erhaltung der ewigen Anwartschaft bei Vorliegen von 180 

Beitragsmonaten vermag die Strenge der Rahmenfristen nicht zu 

mildern~ Zum einen ist darauf zu verweisen, daß nach der Fassung 

des Entwurfes die ewige Anwartschaft bei Vorliegen von 180 Bei­

tragsmonaten offenbar zunächst fGr jene Versicherte gelten soll, 

die spätestens im Jahre 1984 das Pensionsalter erreichen (also 

fGr spätestens 1919 geborene männliche Versicherte bzwo 1924 ge­

borene weibliche Versicherte) 0 Wird die Altersgrenze in den 

Jahren 1985 ff erreicht, wird die Anwartschaft durch die Über­

gangsbestimmung des Arto IV Abs a 7 des Entwurfes (und zwar 
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unabhängig davon, wann der Stichtag liegt) auf 264 bis 192 

Versicherungsmonate verschärfto Dies betrifft somit alle männ­

lichen Versicherten der Jahrgänge 1920 bis 1926 bzwo weibliche 

Versicherte der Jahrgänge 1925 bis 1931 0 Da die Übergangsregelung 

auf den Zeitpunkt des Versicherungsfalles (und nicht auf den Zeit­

punkt des Stichtages~ wie § 236 Abs04 in der Fassung des Entwurfes) 

abstellt, müssen diese Jahrgänge die "lange Anwartschaft" erfüllen, 

gleichgültig, wann sie die Pension in Anspruch nehmen o 

Erst für die Geburtenjahrgänge 1927 bei Männern, bzwo 1932 bei 

Frauen, ~ird ab dem Jahr 1992 eine tatsächliche Erleichterung 

durch die"ewige Anwartschaft" eintreteno 

Unter der Annahme, daß gerade die derzeit schon etwas älteren 

weiblichen Versicherten gr6ßere Lücken im Versicherungsverlauf 

aufweisen als jüngere Versicherte, die erst später in Pension 

gehen werden, (die nicht berufstätige Mutter dürfte erst in den 

letzten 15 bis 20 Jahren zur Ausnahmeerscheinung geworden sein, 

während sie früher der Regelfall war) so wird durch die vorge­

schlagenen Regelungen in Wahrheit gerade jene Altersgruppe 

nachteilig betroffen, unter der die größte Anzahl weiblicher 

Versicherter erwartet werden muß, die während der ersten 1 1/2 

Lebensjahrzehnte ihrer Kinder aus dem Erwerbsleben ausgeschieden 

s indo 

3) Die vorgeschlagene Kombination von Anwartschaft und Rahmenfrist 

würde auch auf dem Gebiet der Versicherungsfälle der geminderten 

Arbeitsfähigkeit zu unabsehbaren Konsequenzen führen: 

Personen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes das 

46 0 bzWo 51 0 Lebensjahr bereits vollendet haben, werden, zu einem 

beträchtlichen Teil im Zeitpunkt des Inkrafttretens der 4o oASVG­

Novelle bloß die nach dem geltenden Recht geforderten Anwart­

schaften für eine Pensions leistung aus einem Versicherungsfall 

der geminderten Arbeitsfähigkeit erfüllen und auch hier wieder 

vor allem jene Frauen, die erst später wieder in das Erwerbsleben 

zurückgekehrt sindo 

Die vorgeschlagene Neuregelung bedeutet, daß alle Versicherten, 

die im Zeitpunkt des 460 bzwo 51 0Lebensjahres die Wartezeit von 
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60 Monaten nicht erfüllt haben, sie aber am 31 012 01984 erfüllen, 

diese Anwartschaft durch das Inkrafttreten der 400ASVG-Novelle 

mit einem Schlag wieder verlieren und auch bis zur Alterspen­

sionsgrenze nicht mehr erreichen k6nnen • 

Auch durch diese Regelung werden vor allem weibliche Versicherte 

getroffen, die nach dem 41.Lebensjahr in das Berufsleben zurück­

gekehrt sind, ohne daß ein Äquivalent durch die ewige Anwart­

schaft hergestellt würde (letzteres im Hinblick auf die Über­

gangsbestimmung des Arto IV Abs 0 7 des Entwurfes) 0 

4) Es soll nicht verkannt werden, daß ein so weitreichender Ein­

griff in das Pensionsversicherungsrecht, der ja offenbar ge­

plant ist, nicht in allen Auswirkungen im vorhinein abgeschätzt 

werden kanno 

Durch die unterschiedlichen Altersgrenzen für Pensionsansprüche 

von Mann und Frau und die darauf offenbar zurückzuführenden 

unterschiedlichen Altersgrenzen auch für die Anwartschafts­

erhaltung bei Versicherungsfällen der geminderten Arbeitsfähig~ 

keit, ergibt sich die zwingende Konsequenz] daß der vorliegende 

Entwurf in derzeit bestehende Anwartschaften für den Versicherungs­

fall der geminderten Arbeitsfähigkeit in massiver Weise eingreift, 

wobei vor allem weibliche Versicherte von diesem Eingriff stärker 

betroffen sein werden, als männliche Versicherte. 

5) Vollkommen iden te Bedenken gelten im übrigen für die Parallel­

regelung betreffend Versicherungsfälle des Todes~ Versicherte, die 

im Zeitpunkt des Inkrafttretens der 400ASVG-Novelle die Anwart­

schaft für den Versicherungsfall des Todes erfüllen, diese aber 

im Zeitpunkt des 46. bzwo 51 0 Lebensjahres noch nicht erfüllt 

haben, verlieren diese Anwartschaft mit Inkrafttreten der 

4ooASVG-Novelle und sind zumindest bis zur Erreichung der Alters­

grenze des 60 0 bzwa 65. Lebensjahres für den Fall des Todes prak­

tisch nicht versicherto 

6) Der gesamte Bereich der Ersetzung der Halbdeckung und der Drittel­

deckung durch die Rahmenfristen, sollte daher zur Gänze auf mög­

lichst breiter Basis neuerlich überdacht werden. In der derzei­

tigen Form ist der Entwurf auf die Produktion von Härtefällen 
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geradezu angelegt? da die Übergangsbestimmungen vollkommen unzu­

reichend sind. Es müßte zumindest sich~rgestellt sein? daß eine 

am 31 0 12 01984 gegebene Anwartschaft bis zum Ablauf der Über­

gangsbestimmung des Arto IV Abso 7 der Novelle (also bis Ende 

1991) gewahrt bleibt (doho erforderlichenfalls bis 1991 nach 

altem Recht zu beurteilen isto 

Die im Entwurf in Verbindung mit der Übergangsbestimmung vorge­

schlagene schrittweise Erweiterung des Bemessungszeitraumes ist 

zweifellos sozialpolitisch sinnvoll? erfolgt aber ohne Übergangs" 

bestimmung zum alten Recht. 

1) Die seit Monaten laufende öffentliche Diskussion über die Pensions­

reform hat weite Kreise der Bevölkerung? insbesondere jenen Teil? 

der kurz vor dem Pensionsalter steht? verunsicherto Nach den 

Regelungen des Entwurfes würde das neue Pensionsrecht für alle 

Personen wirksam werden? die nach dem 1 0 12 0 1984 einen Pensions­

antrag stellen und so (infolge des Stichtages 1 0101985) bereits 

unter das neue Pensionsrecht fallen. Wenn man annimmt, daß die 

40 0 ASVG-Novelle etwa zur gleichen Zeit im Bundesgesetzblatt ver-
.. 

öffentlicht werden wird wie frühere Novellen (nämlich im Dezember)? 

besteht für jene Personen? die das Pensionsalter bereits über­

schritten haben) überhaupt keine Möglichkeit mehr? die Auswir­

kungen der Novelle auf ihren Pensionsanspruch zu vermeideno 

2) Es bedarf auch keines Beweises j daß zielführende Beratungen der 

Versicherten durch die Angestellten der Sozialversicherungsträger 

bis zum Inkrafttreten des Gesetzes vollkommen unmöglich sind (und 

den Sozialversicherungsbediensteten auch nicht zugemutet werden 

können) und vermutlich die Ausarbeitung der entsprechenden Dienst­

erlässe der Sozialversicherungsträger noch wesentlich längere 

Zeit in Anspruch nehmen wirdo 

3) Es sollte daher jedenfalls eine Übergangsbestimmung des Inhaltes 

vorgesehen werden? daß bei Versicherten? bei denen der Sticht~ 

nach dem 31 012 01984 liegt? der Versicherungsfall aber vor dem 

1 01 01985 eingetreten ist j eine fiktive Bemessungsgrundlage auf­

grund des alten Rechts zum 1.1.1985 zu berechnen und - falls 

günstiger - auf die bis zum 1.1.1985 erworben2n Versicherungszeiten 
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anzuwenden ist (analog B 239)0 Es w~re zweckmässig, diese Über­

gangsbestimmung analog auch für die weiteren Etappen der Aus­

weitung des Bemessungszoitraums vorzusehen 5 sodaß nicht nur 

die Bemessungsgrundlage zum Stichtag, sondern die bis zum 

Zeitpunkt des Inkrafttretens der jeweiligen Etappe gültige Be­

messungsgrundlage hilfsweise herangezogen wird, wenn sie günstiger 

ist 0 

4) Abschliessend sei noch auf die hinsichtlich ihrer Geltungsdauer 

bis 31 0 12.1985 befristete Regelung des Artikel VI Abs09 der 

35.Novelle zum ASVG hingewiesen: Die bis 31 0 1201980 in Kraft 

gestandene Regelung des § 238 Abs o 3 ASVG wurde - wenn dies für 

den Versicherten günstiger ist - für Versicherungsf~lle deren 

Stichtag vor dem 1 0 1 0 1986 liegt, für weiterhin anwendbar erkl~rtj 

jedoch mit der Maßgabe, daß Beitrugsmonate der freiwilligen 

Weiterversicherung die nach dem 3101201980 liegen, jedenfalls von 

der Bemessungszeit umfaßt werdeno 

Im Zusammenhang mit der vorgeschlagenen Übergangsregelung zu 

§ 238 ASVG in der Fassung des Entwurfes sollte ausdrücklich klar­

gestellt werden, daß die genannte Bestimmung der 350Noveiie zum 

ASVG bis zu ihrem am 31 0 12 0 1985 erfolgenden Auslaufen unberührt 

bleibto 

5) Die schrittweise Verl~nS6rung des Bemessungszeitraumes wirft ein 

weiteres Problem auf~ Die von den Krankenversicherungstr~gern 

im Zuge von Beitragsprüfungen immer wieder vorgeschriebenen Bei­

tragsnachzahlungen sind darauf zurückzuführen, daß Dienstnehmer mit 

einem unrichtigen Entgelt zur Sozialversicherung gemeldet 

werdeno 

Die Nachforderung der verkürzten Beitr~ge verj~hrt gem~ß § 68 

ASVG im Falle einer Verletzung der Meldepflicht nach 5 Jahreno 

Der derzeitige Bemessungszeitraum von 60 Versicherungsmonaten muß 

zwar nicht mit 60 Kalendermonaten ident sein, die Relation zwischen 

der Verjährungsfrist hinsichtlich von Beitragsnachforderungen und 

dem Bemessungszeitraum für die Pensionsleistung wird jedoch durch 

die vorgeschlagene Erweiterung des Bemessungszeitraumes völlig 

verzerrt u 
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Da Versicherte häufig erst infolge einer besonders niedrigen Pension 

feststellen, daß sie mit einem niedrigeren Gehalt zur Sozialver­

sicherung gemeldet waren, wäre auch eine Überarbeitung der Ver­

jährungsvorschriften in § 68 ASVG zu erwägen, insbesondere ein0 

stärkere Verknüpfung einer allfälligen längeren Verjährungsfrist 

mit dem Umstand, daß die verkürzten Beitragszahlungen im Be-­

messungszeitraum für eine Pensionsleistung des Dienstnehmers liegeno 

Der Umstand, daß von der Verkürzung des Sozialversicherungsbei­

trages nicht nur der Versicherungsträger, sondern auch die Alters­

versorgung des Dienstnehmers betroffen ist, würde eine differen­

zierende Regelung wohl sachlich rechtfertigeno 

Die vorgesehene Änderung der Bestimmungen Uber die Bemessungs­

grundlage in Verbindung mit dem gleichzeitig vorgeschlagenen Ent­

fall des Grundbetrages fUhrt zu einer wesentlichen Verschlechte­

rung gegenüber dem geltenden Recht hinsichtlich der Bemessungs­

grundlage nach § 239 ASVG o Die Bemessungsgrundlage nach § 239 

ASVG ist fUr den Fall ihrer Anwendbarkeit bei der Pensionsbe­

messung derzeit vor allem deshalb ein Ausgleich fUr eine niedrigere 

Bemessungsgrundlage nach § 238 ASVG, weil der 30%ige Grundbetrag 

der Pensions leistung von der höheren Bemessungsgrundlage berechnet 

wirdo 

Wenn nach den Vorschlägen des Entwurfes der Grundbetrag kUnftig 

entfallen soll, dann sollte - um die ausgleichende Funktion des 

§ 239 ASVG zu erhal ten ~ ancüog zu der im § 94 ASVG geplanten 

Neuregelung sichergestell t werden, daß zumindest 40% der Pen-­

sionsleistung auf der höheren Bemessungsgrundlage nach § 239 ASVG 

beruhto Dies wäre etwa durch folgendes Modell möglich~ 

a) Falls die Bemessungsgrundlage nach § 239 höher als jene nach § 238 

ASVG ist, wird von jeder Bemessungsgrundlage unter Berücksichti­

gung sämtlicher vorhandenen Versicherungszeiten eine fiktive Pen­

sion errechneto 

b) Die nach § 238 ASVG errechnete fiktive Pension wird verhältnis­

mässig in jenem Ausmaß, das dem Ausmaß der bis zum Bemessungs­

stichtag der Grundlage nach § 239 ASVG liegenden Versicherungs­

zeiten im Verhältnis zu den gesamten Versicherungszeiten, mindestens 

aber im Ausmaß von 40% gekürzto 
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c) Korrespondierend dazu wird die fiktive nach § 239 ASVG errechnete 

Bemessungsgrundlage in jenem Verhältnis gekürzt j das den Ver­

sicherungszeiten zwischen dem Bemessungsstichtag nach § 239 ASVG 

und dem Bemassungsstichtag nach § 238 ASVG entspricht, h6chstens 

aber um 60%0 

Die so ermittelten Teilleistungen bilden die zu gewährende Pensionv 

1) So verständlich das Bemühen ist, die H6herversicherung an die 

Lebensversicherung des Privatrechtes anzugleichen, muß bezweifelt 

werden, ob dieses Vorhaben sinnvoll ist und ob es im Entwurf adä­

quat verwirklicht wurde. Die Rentabilität der H6herversicherung 

ist schon nach derzeitigem Recht nicht unumstritten (vgloBaldauf, 

"Die freiwillige H6herversicherung im ASVGH RdVJ 1/83 Seite 24 ff)" 

Der wesentliche Unterschied zum Privatversicherungsrecht, insbe­

s~ndere zum Lebensversicherungsvertrag besteht aber darin, daß im 

letztgenannten Fall der Versicherte weiß j wieviel er im Erlebens .. · 

fall mindestens zu erwarten hato Das unterschiedliche Risiko nach 

Geschlecht und Lebensalter des Versicherten schlägt sich im Ver­

tragsversicherungsrecht in der Höhe der Prämie niedero 

2) Im Sozialversicherungsrecht soll der Vorgang offenbar genau umge-· 

kehrt sein~ Die Prämie ist der H6he nach begrenzt, aber im übrigen 

disponibel, der Versicherte weiß nur nicht j wieviel er bekommen 

wirdo 

Da vernünftigerweise nicht angenommen werden kann, daß die für die 

H6herversicherung vorhandenen Interessenten eine finanzielle Unter­

stützung der Sozialversicherung ohne adäquate Gegenleistung zumin­

dest "billigend in Kauf nehmen", sendern die H6herversicherung in 

jedem Fall nach ausschliesslich wirtschaftlichen Gesichtspunkten 

beurteilen, scheint eine Regelung bei der zwar der Beitrag fest­

steht j die künftige Gegenleistung aber h6chst ungewiß ist, geradezu 

leben sf remd 0 

3) Unter dem Gesichtspunkt des Art. 18 B-VG muß auch bezweifelt 

werden, ob die Bestimmung des § 248 Abs o4 in der Fassung des Ent­

wurfs dem Legalitätsprinzip entspricht~ "Wenn nach dem allgemeinen 

Grundsatz unserer Rechtsordnung Unkenntnis des Gesetzes nicht ent­

schuldigt, dann muß der Gesetzgeber der breiten Öffentlichkeit 
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den Inhalt seines Gesetzesbeschlusses in klarer und erschöpfender 

W ei S2 zur Kenntni s bringen" (vgl 0 VfS Ig 0 2750/54) o!i Eine Vorschrift 

zu deren Sinnermittlung subtile verfassungsrechtliche Kenntnisse, 

qualifizierte juristische Befähigung und Erfahrung und geradezu 

archivarischer Fleiss vonnöten sind, ist keine verbindliche Norm" 

(VfSlgo 3130/1956)0 

Die vorgeschlagene Verordnungsermächtigung an den Bundesminister 

für soziale Verwaltung hinsichtlich der "versicherungsmathemati­

schen Grundsätze" (die Berücksichtigung von Geschlecht und Alter 

ist in diesem Begriff eigentlich schon enthalten und bedürfte 

keinerlei neuerlichen Betonung) scheint dem Verordnungsgeber ein 

derart weites Feld zu überlassen, daß er de facto stellvertretend 

für den Gesetzgeber tätig wird. Die vorgeschlagene Regelung ent­

spricht weder den Erfordernissen der Verständlichkeit, noch dem 

Erfordernis der Bestimmtheit einer gesetzlichen Vorschrifto Über­

dies würde eine streng versicherungsmathematische Regelung das 

Erfordernis nach sich ziehen, auch im ASVG (ähnlich § 141 GSVG) 

die sogenannte "Höherversicherungspension" einzuführeno Wird näm­

lich die Relation zwischen Beitragsleistung und Pensionsleistung 

nach Alter und Geschlecht des Versicherten streng versicherungs­

mathematisch bestimmt, so besteht keine sachliche Rechtfertigung 

mehr, die aufgrund der Höherversicherung gebührenden Pensionsteile 

an das Erfordernis zu knüpfen, im Zeitpunkt der Erreichung des 

ohnehin kalkulierten Lebensalters für die Inanspruchnahme dieser 

Pensionsl2istungen an die besonderen Anspruchsvoraussetzungen für 

die Alterspension zu binden (insbesondere Ausscheiden aus der 

Pflichtversicherung, Wartezeit uosowo)o Die vorgeschlagene Regelung 

steht daher nicht nur im Geruch der Verfassungswidrigkeit, sie 

dürfte auch für die Bedürfnisse der öffentlich-rechtlichen Sozial­

versicherung vollkommen ungeeignet seino 

4) Die geltend gemacht2n Einwände gegen die vorgeschlagene Regelung 

bedeuten nun nicht, daß die gegenwärtige Regelung als optimal an­

gesehen werden mußo Insbesondere bei weiblichen Versicherten ist 

die derzeitige Regelung dazu angetan, durch frühzeitige, aber 

geringfügige Bei tragszahlungen zur Höherversicherung die Möglich-· 

keit von hohen Zahlungen knapp vor dem Pensionsalter offenzuhalteno 
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Überdies berücksichtigt die geltende Regelung die unterschiedliche 

Leistungsdauer bei weiblichen und männlichen Versicherten nur un­

zureichendo 

Diesem Gesichtspunkt könnte aber durch eine andere Regelung besser 

Rechnung getragen werden, nämlich dadurch, daß die Möglichkeiten, 

Beiträge zur Höherversicherung zu entrichten, nach dem Lebens-

alter gestaffelt werden; Die höchstzulässige Zahlung zur Höher­

versicherung könnte bei jüngeren Versicherten relativ hoch und 

bei älteren Versicherten relativ niedriger angesetzt werdeno 

(Zogo bis zum 400Lebensjahr das Zweifache der Höchstbeitragsgrund­

lage, zwischen dem 400 und 500 Lebensjahr das Einfache der Höchst­

beitragsgrundlage, ab dem 500Lebensjahr nur mehr die Hälfte d.Höchst­

beitragsgrundlage)0 Es wäre auch denkbar, die Höchstbeiträge zur 

Höherversicherung geschlechtsspezifisch unterschiedlich zu regeln, 

wobei die unterschiedliche durchschnittliche Leistungsdauer bei 

männlichen und weiblichen Versicherten zweifellos ein sachlicher 

Anknüpfungspunkt wäreo 

5) Da die Wirtschaftlichkeit der Höherversicherung schon derzeit frag­

würdig ist, würde allerdings eine derartige Verschärfung dieses 

Rechtsinstitut insgesamt gefährdeno Es wäre deshalb auf jeden Fall 

zweckmässig, das Rechtsinstitut der Höherversicherungspension nach 

dem Muster des GSVG als begleitende Maßnahme auch im ASVG einzu­

fÜhreno Zur Verhinderung spekulativer Überlegungen bei gleichzei­

tiger freiwilliger Weiterversicherung und Höherversicherung könnte 

dieses Konzept noch um eine Regelung ergänzt werden, ~ie bei frei -

willig Weiterversicherten Einzahlungen zur Höherversicherung nur 

in jenem Verhältnis zur höchstmöglichen Einzahlung gestattet, die 

dem Verhältnis der jährlichen Beitragszahlungen der FW zur Anzahl 

der Kalendermonate entsprichto 

Ein derartiges Konzept würde Nachteile sowohl des geltenden Rechts 

als auch der vorgeschlagenen Neuregelung vermeiden und den Bedürf­

nissen der öffentlich-rechtlichen Sozialversicherung Rechnung 

trageno 

Zu Arto II Zifo 24 (§ 261 a ASVG - neu) 

Weibliche Versicherte sind nicht nur durch die Vorschläge des 

Entwurfs zu Wartezeit und Rahmenfristen nachteilig betroffen, 

sondern auch durch die Regelung des § 261 a (in Verbindung mit 
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der Aufhebung der Bestimmung des § 234 Absa 1 Zif.ll). 

1) Die Neuregelung bedeutet, daß Zeiten der Kindererziehung, welche 

eingekauft worden sind, nicht nur gem~ß § 235 in der Fassung des 

Entwurfes auf die Wartezeit nur zur H~lfte z~hlen, sie werden 

überdies - sofern die Grenzbetr~ge des § 261 a Abs.2 ASVG über~ 

schritten werden - zu Beitr~gen zur H6herversicherung umgewandelt. 

Je nach der Anzahl der Versicherungsmonate wirken sich die Zeiten 

des Einkaufs für Kindererziehung derzeit mit etwa 3 06 bis 4.5% 

der Bemessungsgrundlage auf die Pensionsleistung aus. Künftig 

würden sich diese Beiträge nur mehr mit 1 Prozent der gesamten 

Beitragssumme (oder 36% eines MonatSbeitrages) auf die Pensions­

h6he auswirkeno Dabei l~ßt der Entwurf ungeregelt, mit welchem 

Betrag Einkaufszeiten anzusetzen sind, da Art.VII der 330Novelie 

zum ASVG (analog den Regelungen der 32.Novelle zum ASVG) unter­

schiedliche Beitragsh6hen abhängig vom Zeitpunkt der Antrag­

steilung und vom Zeitpunkt der Zahlung vorgesehen hat. Nimmt man 

einen Durchschnittsbetrag von rund S 8500-- pro Versicherungs­

monat und als Richtlinie 36 eingekaufte Monate, so errechnet sich 

die daraus ergebende Pensionserh6hung in der Gr6ßenordnung von 

S 3060-- (1 Prozent von S 300600.--). Nimmt man an, daß nach der 

derzeitigen Rechtslage die betreffende Versicherte mehr als 240 

aber weniger als 360 Versicherungsmonate aufweist, so wirken 

sich 36 Monate mit insgesamt 3.6% der Bemessungsgrundlage aus. 

Um die Pension um S 306.-- zu erh6hen (= 306%) müßte die Be­

messungsgrundlage S 805000-- betragen. Bei Versicherten mit mehr 

als 360 Versicherungsmonaten (für 3 Jahre 4.5%) genügt eine Be­

messungsgrundlage von S 608000--. Für die große Zahl der Versicher­

ten würde daher die Neuregelung (die vom Vorhandensein von mehr 

als 360 Versicherungsmonaten ausgeht) zu einer wesentlichen Ver­

schlechterung der Pensionserwartungen bei weiblichen Versicherten 

führeno 

2) Problematisch ist auch die Regelung des Absatzes 3, wonach die 

Voraussetzungen für den Kinderzuschlag von dem Zustandekommen 

der Wahlkindschaft ~ Vollendung des 3.Lebensjahres des Kindes 

abhängig gemacht wird. 

Damit wird nämlich in Wahrheit der Anspruch auf Berücksichtigung 

des Kinderzuschlages davon abhängig gemacht, ob die beh5rdlichen 
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Prozeduren im Zusammenhang mit der BegrUndung der Wahlkindschft 

bis zur Vollendung des 3.Lebensjahres des Kindes abgeschlossen 

sind oder darUberhinaus andauerno 

Es sollte daher besser darauf abgestellt werden, daß das betreffende 

Kind mit der Versicherten, spätestens mit der Vollendung des 30 

Lebensjahres im gemeinsamen Haushalt lebte und in der Folge 

Wahlkindschaft begrUndet wurde (mit der weiteren Voraussetzung 

der Fortdauer des gemeinsamen Haushaltes zumindest bis zur Bc­

grUndung der Wahlkindschaft.) Im Rahmen einer Übergangsbestimmung 

wäre jedenfalls klarzustellen, daß Zeiten der Kindererziehung nach 

dem GUnstigkeitsprinzip entwede~_ nach bisherigem Recht oder nach 

neuem Recht in der Pensionsleistung zu berUcksichtigen sind 

(also entweder mittels Kinderzuschlag oder mittels Steigerungs­

betrag ) 0 

C) Bemerkungen zur 9.Novelle zum GSVG und 8. Novelle zum BSVG 

1) Die vorgeschlagenen Neuregelungen sind nahezu ausschliesslich 

im Zusammenhang mit den korrespondierenden Bestimmungen des Ent­

wurfes einer 4ooASVG-Novelle zu sehen 9 weshalb mit den nachste­

henden Modifikationen die dort erhobenen Einwände in gleicher 

Weise fUr die vorliegenden EntwUrfe zum BSVG und GSVG gelten. 

2) Betrachtet man die Novellen zum ASVG, GSVG und BSVG als ein 

einheitliches npensionspC'lket",das vorrangig dem Zweck dient, die 

angespannte Finanzsituation der Pensionsversicherung zu mildern; 

so gewinnt man den Eindruck, daß merkwUrdigerweise gerade jene 

Bereiche der Pensionsversicherung 1 die schon bisher den höchsten 

relativen Anteil von Bundesmitteln am Gesamtaufwand erforderten 

(siehe die den EntwUrfen beigegebenen finanziellen Erläuterungen) 

mit einer weitreichenden Verbesserung des Pensionsrechtes b8~ 

dacht werden, sodaß auch die im Vorblatt zu den erläuternden Be­

merkungen vermerkte Angabe, daß durch die Novelle keine Kost~n 

entstehen würden, als zu optimistisch angesehen werden muß o 

a) Nach den derzeitigen starren Rahmenfristen des GSVG und des BSVG 

muß die Anwartschaft von 60 Monaten für den Versicherungsfall 

der Erwerbsunfähigkeit innerhalb der letzten 10 Kalenderjahre, 

die Anwartschaft von 15 Versicherungsjahren für die Alterspen­

sion innerhalb der letzten 20 Kalenderjahre vor dem Stichtag 

30/SN-68/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 27 von 30

www.parlament.gv.at



.- 28 -

erfüllt sein. Dies bedeutet nach dem derzeitigen Recht, daß eine 

Versicherungslücke von mehr als 5 Jahren innerhalb der Rahmen­

zeiträume zum Verlust des Anspruchs führt; der Anspruch kann erst 

wieder hergestellt werden, wenn, gemessen vom Ende der Versiche­

rung$lücke , die Anwartschaft neuerlich zur Gänze erfüllt ist. 

Die vorgeschlagenen Neuregelungen des Entwurfes dehnen nicht nur 

die Rahmenzeiträume beträchtlich aus (bei der Erwerbsunfähigkeits­

pension je n.3.ch Al ter bis zum Dreifachen des derzeitigen Au s,~ 

masses, im Falle der Alterspension immerhin um 50% des derzeitigen 

Ausmasses) sodaß die im Rahmenzeitraum "zulässigen" Lücken künf­

tig größer sein können, als nach bisherigem Recht. Da nach dem 

bisherigen Pensionsrecht des BSVG und des GSVG auch eine so 

große Anzahl von Versicherungsmonaten, die in einem Zeitraum liegt, 

der zur Hälfte mit Versicherungszeiten gedeckt ist, die strengen 

Anspruchsvoraussetzungen innerhalb der Rahmenfrist nicht ersetzen 

konnte, ist auch die EinfUhrung der Anwartschaft von 180 Beitrags· u 

monaten bzw. der entsprechenden Übergangsbestimmung des Artall 

Abs.6 des Entwurfes der GSVG-Novelle bzwaArt. 11 Abso5 der BSVG­

Novelle, als zusätzliche Erleichterung für die Inanspruchnahme von 

Pensionsleistungen in diesen beiden Versicherungszweigen anzu­

sprechena 

Es muß aus den erwähnten Gründen daher bezweifelt werden, ob die 

vorgeschlagenen Novellen-Regelungen tatsächlich zu keinen Kosten­

belastungen fUhren oder eher dazu geeignet sein werden, den Kosten­

anteil des Bundes gerade in jenem Bereich zu erhöhen, in dem er 

bereits heute den höchsten Prozentsatz aufweist. 

b) Andererseits ist das Bemühen zu begrUßen, die allgemeinen An -

spruchsvoraussetzungen für Pensionsleistungen aus der Sozialver­

sicherung im Rahmen des BSVG und des GSVG an jene des ASVG anzu~ 

gleichen. Kommt es doch aufgrund der derzeitigen Bestimmungen Uber 

die sogenannte "Wanderversicherung" mitunter dazu, daß aufgrund 

weniger Versicherungsmonate vor allem nach dem GSVG innerhalb der 

letzten 15 Jahre vor dem Stichtag die Zuständigkeit des GSVG-Ver­

sicherungsträgers ungeachtet des Umstandes begrUndet wird, daß der 

gesamte Versicherung sverlauf nahc::zu aussch I iess 1 ich aus ASVG- Ver-­

sicherungszeiten besteht. In der Praxis der Versicherungsträger sind 

zahlreiche Fälle bekannt, in denen es durch diese Z~atändigkeits-
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regelung weder zu einer Leistung nach dem ASVG kommen kann, (weil 

der ASVG-Träger nicht zuständig ist) aber auch nicht nach dem 

GSVG (weil die strengen Pensionsvoraussetzungen nach dem GSVG 

nicht erfUllt sind). 

Diese zweifellos änderungsbedUrftige Situation k6nne aber un­

schwer durch eine ergänzende Bestimmung im Rahmen der Wanderver­

sicherungsregelungen beseitigt werden, wonach in jenen Fällen, in 

denen nach dem Recht des zuständigen Versicherungsträgers zwar 

keine Pensionsleistung zustande kommt, nach dem Recht eines ande­

[-en Versicherungsträgers ausschliesslich aufgrund der in jenem 

Versicherungszweig erworbenen Versicherungszeiten der Pension,san-, 

spruch aber gegeben wäre, die Zuständigkeit an den letztgenannten 

Versicherungsträger zurUckfällto Dieser hätte dann im Rahmen der 

Pensionsleistung allerdings nur eigene Versicherungszeiten zu 

berUcksichtigen. 

3) Der beabsichtigte Einsparungseff2kt wird daher durch die vorge­

schlagenen Neuregelungen der 8.BSVG und der 9oGSVG-Novelle nur in­

soweit erreicht werden können, als durch den Wegfall des Grund­

betrages niedrigere Steigerungsbeträge und damit niedrigere Pen­

sionsleistungen als bif,her zu erwarten sind. 

Hingegen haben die Regelungen die Tendenz, die Anzahl der An­

spruchsberechtigten beträchtlich zu erh6hen, sodaß eine im Ergeb­

nis beträchtliche Verbesserung des Pensionsrechtes nach dem BSVG 

und dem GSVG durch einschneidende Eingriffe im Bereich des ASVG 

finanziert werden. 

Bedauerlicherweise wurde in der Novelle zum BSVG die Bestimmung, 

daß bei NeugrUndungen von Unternehmen der Unternehmer in den ersten 

3 Jahren nur die Mindestbeitragsleistung erbringen kann und dem-­

entsprechend auch die Mindestbemessungsgrundlage akzeptieren muß, 

nicht geändert, ein Umstand, der umsoweniger verständlich ist, als 

höhere Beitragsleistungen von in die Selbständigkeit überwechseln­

den Personen die finanzielle Situation der Sozialversicherungs­

anstalt der gewerblichen Wirtschaft bessern könnte. 
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0) Schlußbemer~~ngen~ 

Da die anderen vorliegenden Novellen lediglich Angleichungen des 

derzeitigen Rechtszustandes an die 40. Novelle zum ASVG dar -

stellen, wird von einer gesonderten Stellungnahme Abstand ge­

nommen. 

Zusammenfassend muß der schon wiederholt vom Österreichischen 

Rechtsanwaltskammertag an das Bundesministerium für soziale Ver­

waltung gerichtete Appell wiederholt werden) doch endlich eine 

wirkliche Reform des österreichischen Sozialversicherungswesens 

durchzuführen und ein System zu entwickeln, welches leicht ad­

ministrierbar, leicht überschaubar und finanzierbar ist. Es ist 

nicht Aufgabe des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages dem 

Bundesministerium für soziale Verwaltung in diesem Zusammenhang 

Vorschläge oder Anregungen zu unterbreiten, es muß aber immer 

wieder darauf hingewiesen werden, daß die permanente Fortsetzung 

des bisherigen Systems immer wieder zeitlich begrenzte Moment­

lösungen erfordern, die diese oder jene Lücke füllen mögen, 

die aber dem österreichischen Beitrags- und Steuerzahler nicht 

zumutbar sind, zumal die Zukunft dieser Institution nur als 

düster bezeichnet werden kann. 

Wien, am 50Juni 1984 

DER ÖSTERREICHISCHE RECHTSANWALTSKAMMERTAG 

Dr.SCHUPPICH 
Präsident 
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